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KURZINFO!
Was gilt wo?

In Österreich gibt 
es eine Fülle unter-

schiedlicher Umwelt-
vorschriften. Dieser 
Rechtsleitfaden gibt 

Auskunft darüber, 
welche davon wie 
in der Steiermark 

anzuwenden sind.

In der Steiermark gelten 
sowohl Landes-, Bun-
des- als auch EU-Vor-
gaben. Ein Grund, diese 
genauer unter die Lupe 
zu nehmen.

1. EU-Bund-
    Land-Gemeinden

1. EU-Bund-
Land-Gemeinden

Wenn heute von Luftreinhaltung gesprochen wird, denken die meis-
ten Menschen beinahe ausschließlich an die Feinstaubproblematik. 
Während in den vergangenen Jahren Luftschad stoffe wie Schwefel-
dioxid, Stickstoffoxide sowie Ozon die Haupt themen darstellten, domi-
niert das Thema Feinstaub PM10 sowie Feinststaub PM2,5 seit Beginn 
des 21. Jahrhun derts die Diskussion in diesem Bereich. 

Feinstaub ist jedoch nur einer von mehreren 
Luftschadstoffen, die im österreichi schen 
Luft reinhalterecht zu berücksichtigen sind. 
Ebenso ist auch das Luftrein halterecht nur 
ein Teil des gesamten Umweltrechtes. 

Vorweg kann festgehalten werden, dass 
nach wie vor der geltenden Österreichi schen 
Bundes verfassung ein ganzheitlicher Um-
weltschutztatbestand fremd ist. In Österreich 
gibt es folglich kein „allumfassendes“ Um-
weltschutzgesetz, sondern eine Fülle von 
verschiedenen Umwelt vorschriften in 
zahlreichen Bundes- und Landes gesetzen 
samt den dazu ergangenen Verord nungen. 
Viele dieser Rechtsnormen haben auch nicht 
nur den Umweltschutz zum Ziel, son dern 
verfolgen darüber hinaus andere öffentliche 
Interessen.

Seit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union sind auch die 
entsprechen den Rechts vorschriften (Verordnungen sowie Richtlini-
en) der Europäischen Union zu beachten. Verord nungen der Euro-
päischen Union gelten unmittelbar; Richtli nien sind grundsätzlich 
durch ei genen nationalen Rechtsakt in innerstaatliches Recht zu 
transformieren. 

Für den Bereich Luftreinhaltung, einschließlich Feinstaub, 
darf beispielsweise die EU-Richt linie 1999/30/EG des Rates 
vom 22. April 1999 über Grenzwerte für Schwefeldioxid, 
Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in 
der Luft (sowie die darauf ba sie renden vier Tochterrichtlinien) 
genannt werden. 

...ist heute Feinstaub (im Bild: Graz 
während extremer Belastungsphase 
2003) der vorrangige Faktor im Schad-
stoffgemisch unserer Luft.

Während in den 80er- und 90er-Jahren 
v.a. Stickstoffoxide (im Bild: SMOG-Win-
ter 1988/89) die Grazer Luft trübten,...
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1. EU-Bund-
Land-Gemeinden

Da Feinstaub nicht nur ein lokales, regionales oder nationales Pro-
blem darstellt und nur län derübergreifende Maßnahmen nachhaltig 
zur Verbesserung der Luft güte im gesamten Bereich der Europäi-
schen Union beitragen können, wird derzeit auch seitens der Europäi-
schen Union an einer „Thematischen Strategie Luft“ gearbeitet. 
Teil dieser Thematischen Strategie Luft ist auch die Erlassung einer 
Luftqualitätsrichtlinie, welche zum Einen eine Rechtsvereinheitli chung 
bringen und zum Anderen auch Grenzwerte für Feinstpartikel PM2,5 
normieren soll.

In der Österreichischen Bundesverfassung ist der Bereich „Umwelt-
schutz“ nach wie vor eine Querschnittsmaterie. Ein eigener Kompe-
tenztatbestand „Luftreinhal tung“ wurde erst mit der Bundesverfas-
sungsnovelle 1988 (Art. 10 Abs. 1 Z. 12 B-VG) in die österreichische 
Bundes verfassung aufgenommen. Mit dieser Verfas sungsänderung 
hat der Bund auf dem Gebiet der Luftreinhaltung grundsätzlich eine 
umfassende Zuständigkeit erworben. Die einzige Aus nahme bildet die 
spezielle Zuständigkeit der Länder für Heizungsanlagen.

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Regelung des Art. 11 Abs. 
5 B-VG zu verweisen, wonach durch Bundesgesetz einheitliche Emis-
sionsgrenzwerte für Luft schadstoffe festgelegt werden können, die in 
den die einzelnen Gebiete der Ver waltung regelnden Bundes- und Lan-
desvorschriften nicht überschritten werden dürfen.

KURZINFO!
Grenzenlos

Genauso wie in 
der Süd-, Ost- und 

Weststeiermark eine 
Grundbelastung durch 

Feinstaub v.a. aus 
dem Großraum Nie-

derösterreich-Ungarn-
Slowenien-Kroatien 

gegeben ist, „exportie-
ren“ wir Teile unserer 

Feinstaub-Emissionen 
über die Grenzen.

Als wesentliche Rechtsvorschriften seitens des Bundes im 
Bereich Luftreinhal tung sollen ausdrücklich folgende Gesetze 
genannt werden:

• Ozongesetz, BGBl. Nr. 210/1992 i. d. F. BGBl. I Nr. 34/2003, 
nebst Verord nungen

• Gesetz über das Verbot des Verbrennens biogener Materia-
lien außerhalb von Anla gen, BGBl. Nr. 405/1993 i. d. F. BGBl. I 
Nr. 108/2001

• Immissionsschutzgesetz-Luft (IG-L), BGBl. I Nr. 115/1997 i. d. 
F. BGBl. I Nr. 34/2006, nebst Verordnungen

• Bundesluftreinhaltegesetz, BGBl. I Nr. 137/2002
• Emissionshöchstmengengesetz-Luft (EG-L), BGBl. I Nr. 34/2003
• Emissionszertifikategesetz, BGBl. I Nr. 46/2004 i. d. F. BGBl. I 

Nr. 34/2006

Ein eigener Kompe-
tenztatbestand „Luft-
reinhaltung“ wurde erst 
1988 in die österreichi-
sche Bundesverfas-
sung aufgenommen.

Ein eigener Kompe-
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Land-Gemeinden

Festzuhalten ist, dass neben diesen „klassischen“ Luftreinhaltege-
setzen zahlreiche andere Bundesgesetze, insbesondere solche, die 
Anlagen zum Gegenstand haben, Bestimmungen über Luftreinhal-
tung beinhalten bzw. diese mitvollziehen (z. B. Ge werbeordnung, 
Abfallwirt schaftsgesetz, Mineralrohstoffgesetz, Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetz etc.).

Da der Kompetenztatbestand des Art. 10 Abs. 1 Z. 12 B-VG 
ausdrücklich be stimmt, dass die Länder für den Bereich der 
Luftreinhaltung bei Heizungsanlagen zuständig sind, sind fol-
gende Landesgesetze für den Bereich der Luftreinhaltung 
jedenfalls von hoher Relevanz:

Angemerkt werden muss, dass das Steiermärkisches Luftreinhal-
tegesetz 1974, LGBl. Nr. 128/1974 i. d. F. LGBl. Nr. 7/2002, nur mehr 
eine sehr untergeordnete Rolle spielt, da die ses Gesetz durch das 
Bundes-Luftreinhaltegesetz zum größten Teil aufgehoben wurde!

Auch die Gemeinden haben im Rahmen der Raumplanung 
(ROG) sowie ihrer Zu ständigkeit als Baubehörde (Baugesetz) 
Instrumente zur Verfügung, um zur Ver besserung der Luftqua-
lität gestaltend einzugreifen.

KURZINFO!
Aufhebung

Das Steiermärkische 
Luftreinhaltegesetz 

wurde durch das 
Bundes-Luftreinhal-

tegesetz großteils 
aufgehoben.

• Steiermärkisches Feuerungsanlagengesetz, LGBl. Nr. 73/
2001 

• Steiermärkisches Baugesetz, LGBl. Nr. 59/1995 i. d. F. LGBl. 
Nr. 78/2003

• Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 1974, LGBl. Nr. 
127/1974 i. d. F. LGBl. Nr. 95/2003

Auch die 
(ROG) sowie ihrer Zu ständigkeit als Baubehörde (Baugesetz) 
Instrumente zur Verfügung, um zur Ver besserung der Luftqua-
lität gestaltend einzugreifen.

Auch die 

§ § §
§
§
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den Messgeräten aus 
der Luft gefi lterten Staub-
partikel unter dem Raster-
elektronenmikroskop.

Beispiele
für die in

KURZINFO!
Die Grenzwerte

für Feinstaub
Tagesmittelwert: 

50 µg/m³
Jahresmittelwert:

40 µg/m³
µg/m³ bedeutet:

Mikrogramm Fein-
staub pro m³ Luft.

2. Immissionsschutz- 
    gesetz-Luft

2. Immissionsschutz-
gesetz-Luft

Für den Bereich Reduktion der Feinstaubbelastung stellt das 
Immissionsschutz gesetz-Luft, IG-L, BGBl. I Nr. 115/1997 i. d. F. 
BGBl. I Nr. 34/2006, die wichtigste Rechtsgrund lage dar. 

Als Ziel des Gesetzes wird der dauerhafte 
Schutz der menschlichen Gesundheit, des 
Tier- und Pfl anzenbestandes, einschließlich 
ihrer Lebensräume sowie der Kul tur- und 
Sachgüter vor Luftschadstoffen sowie des Men-
schen vor unzumutbaren Belästigungen defi -
niert. Dabei sol len vorsorgliche Maßnahmen zur 
Verringerung der Immission von Luftschadstoffen 
ge troffen werden. Ziel ist auch die Bewahrung der 
besten mit nachhaltiger Entwicklung ver träglichen 
Luftqualität sowie die Ver besserung der Luftquali-
tät durch geeignete Maßnahmen in Gebie ten, die 
schlech tere Werte für die Luftqualität aufweisen. 

Die in den Anlagen festgelegten Immissionsgrenzwerte dienen dem 
dauerhaften Schutz der menschlichen Gesundheit:

Für den Luftschadstoff Feinstaub 
(PM10) wurde ein Konzentrationswert 
von maxi mal 50 µg/m³ als Tagesmit-
telwert festgelegt. Dieser Wert darf 
seit dem Jahr 2005 bis einschließ-
lich 2009 nicht öfter als 30 Mal und 
ab dem Jahr 2010 nicht öfter als 25 
Mal im Jahr über schritten werden.

Als Jahresmittelwert für PM10

wurde ein Konzentrati onswert 
von maximal 40 µg/m³ festge legt.

Als PM10-Zielwert wurde festgelegt, 
dass maximal 50 µg/m³ als Tagesmit-
telwert höchstens 7 Mal im Jahr über-
schritten werden darf. Als Jahresmit-
telwert werden 20 µg/m³ als Zielwert 
angestrebt.

Aus den Messwerten der Luftgüte-
Messcontainer werden die Tages- 
und Jahresmittelwerte errechnet.

BGBl. I Nr. 34/2006, die wichtigste Rechtsgrund lage dar. 

ihrer Lebensräume sowie der Kul tur- und 
Sachgüter vor Luftschadstoffen sowie des Men-
schen vor unzumutbaren Belästigungen
niert. Dabei sol len vorsorgliche Maßnahmen zur 
Verringerung der Immission von Luftschadstoffen 
ge troffen werden. Ziel ist auch 
besten mit nachhaltiger Entwicklung ver träglichen 
Luftqualität sowie die Ver besserung der Luftquali-
tät durch geeignete Maßnahmen in Gebie ten, die 
schlech tere Werte für die Luftqualität aufweisen. 

 festgelegt. Dieser Wert darf 

Aus den Messwerten der Luftgüte-
Messcontainer werden die Tages- 
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Geschwindigkeitsbe-
grenzungen sind nur 
ein Punkt aus einer 
Summe notwendiger 
Maßnahmen.

KURZINFO!
IG-L-Maßnahmen-

katalogVO-Verkehr
Ziel dieser Verordnung 

ist es, die durch den 
Menschen beein-

fl ussten Emissionen, 
die zu Immissions 

Grenzwertüber-
schreitungen, vor 
allem hinsichtlich 

Feinstaub, geführt 
haben, zu verringern 

und dadurch die 
Luftqualität zu 

verbessern. 
Erhältlich als Down-

load im Internet unter:
www.feinstaub.steiermark.at

2. Immissionsschutz- 
    gesetz-Luft

2. Immissionsschutz-
gesetz-Luft

Das Immissionsschutzgesetz-Luft wird in mittelbarer Bundesver-
waltung vollzo gen. Der Landeshauptmann hat gemäß § 8 IG-L bin-
nen 9 Monaten ab der Auswei sung der Über schrei tung eines Immis-
sionsgrenzwertes eine Statuserhebung zu erstellen. Diese Statuser-
hebung hat die Immissionssituation darzustellen und festzustellen, 
welche Emittenten für die Luftbe lastung in Betracht kommen sowie 
festzustellen, welche Gebiete als Sanierungs gebiete aus zuweisen 
sind. 

Diese Statuserhebung ist einem Anhörungsverfahren zu unterziehen 
und bei jenen Gemein den öffentlich aufzulegen, welche voraussicht-
lich als Sanierungsgebiet ausgewiesen werden. Bin nen 6 Wochen 
kann jedermann eine schriftliche Stellung nahme zur Statuserhebung 
abgeben. 

Auf Grundlage dieser Statuserhebung, welche von der Fachabteilung 
17C des Am tes der Stei ermärkischen Landesregierung erstellt wird, 
hat der Landeshauptmann gemäß § 10 IG-L einen Maßnahmenka-
talog zu erlassen. Dieser Maßnahmenkatalog wird als Verordnung 
des Lan deshauptmannes erlassen. 

Angemerkt werden darf, dass auf Grund der Statuserhebung 2003 
der Landes hauptmann mit Verordnung LGBl. Nr. 2/2004 i. d. F. LGBl. 
Nr. 50/2004, eine IG-L-MaßnahmenkatalogVO-Verkehr, 
erlassen hat, welche für den Großraum Graz 
(Stadt Graz sowie 8 Umland gemeinden) 
sowie das Voitsberger Becken 
(4 Gemein den) Tempolimits 
(Autobahnen 100 km/h bzw.
Freilandstraßen 80 km/h) 
für die Win termonate (von 
November bis Ende 
März) nor miert hat.

IG-L-MaßnahmenkatalogVO-Verkehr,
erlassen hat, welche für den Großraum Graz 
(Stadt Graz sowie 8 Umland gemeinden) 
sowie das Voitsberger Becken 

erlassen hat, welche für den Großraum Graz 
(Stadt Graz sowie 8 Umland gemeinden) 



7

Rechtsleitfaden

Seite

Rechtliche Aspekte
zur Luftreinhaltung

KURZINFO!
Terminplan

April 2006: 
Vorlage einer 

Statuserhebung
Juni 2006: 

Begutachtungsver-
fahren der neuen 

IG-L-Maßnahmen-
verordnung

Winter 2006/2007: 
Inkrafttreten dieser 

Verordnung

2. Immissionsschutz- 
    gesetz-Luft

2. Immissionsschutz-
gesetz-Luft

Mit der Vorlage einer Statuserhebung 2006 
(April 2006) ist wiederum Handlungs bedarf 
zur Erlassung einer neuen IG-L-Maßnah-
menverordnung gegeben. Diese neue 
Verordnung des Landeshauptmannes soll 
spätestens im Juni 2006 einem Begutach-
tungsverfahren unterzo gen werden, damit 
sie zeitgerecht für den nächs ten Winter 

2006/2007 in Kraft treten kann. 

Diese IG-L-Maßnahmenverordnung 2006 wird sich 
wesentlich von der derzeit gel tenden IG-L-Maßnahmenka-

talogVO-Verkehr 2004 unterscheiden:
 

• Neudefi nition des
Sanierungsgebietes:
Anstelle der bisher 13 
Sanierungsgemein den 
wer den dann rund 330 
betroffen sein.

 
• Maßnahmen für den Verkehr:

- Neben den Tempolimits
werden auch in den durch 
den Verkehr beson ders be lasteten 
Gebieten zusätzliche Maßnahmen greifen müs sen:

- z. B. bei Überschreitung des Grenzwertes von 50 µg/m³ 
an mehr als 5 Tagen könnten Fahrbeschränkungen für diesel-
betriebene KFZ ohne Partikelfi lter system verordnet werden;

- wenn der Grenzwert von 75 µg/m³ an mehreren Tagen über-
schritten wird, wäre auch die Anordnung von Fahrverboten 
gemäß § 16 IG-L möglich.

- Des Weiteren könnte in den Sanierungsgebieten ein Fahrver-
bot für alte Schwer fahrzeuge (Lastkraftwagen und Sattelzug-
fahrzeuge) bzw. eventuell auch für Motorräder und Mopeds 
verordnet werden.

Lage der rund 330 
betroffenen steirischen 

Gemeinden, die sich 
aufgrund immissions-

klimatologischer 
Benachteiligung auf 
Gebiete südlich des 
Alpenhauptkammes 

konzentrieren.

Fortsetzung der Maßnahmen auf nächster Seite >>

talogVO-Verkehr 2004 unterscheiden:

Mit der Vorlage einer 
(April 2006) ist wiederum Handlungs bedarf 
zur Erlassung einer neuen IG-L-Maßnah-
menverordnung gegeben. Diese neue 
Verordnung des Landeshauptmannes soll 
spätestens im Juni 2006 einem Begutach-
tungsverfahren unterzo gen werden, damit 
sie zeitgerecht für den nächs ten Winter 

2006/2007 in Kraft treten kann. 

Diese IG-L-Maßnahmenverordnung 2006 wird sich 
wesentlich von der derzeit gel tenden IG-L-Maßnahmenka-

2006/2007 in Kraft treten kann. 

Diese IG-L-Maßnahmenverordnung 2006 wird sich 
wesentlich von der derzeit gel tenden IG-L-Maßnahmenka-

talogVO-Verkehr 2004 unterscheiden:

Lage der rund 330 an mehr als 5 Tagen könnten Fahrbeschränkungen für diesel-

talogVO-Verkehr 2004 unterscheiden:

Maßnahmen für den Verkehr:
Tempolimits

werden auch in den durch 
den Verkehr beson ders be lasteten 
Gebieten zusätzliche Maßnahmen greifen müs sen:
z. B. bei Überschreitung des Grenzwertes von 50 µg/m³ 
an mehr als 5 Tagen könnten 

talogVO-Verkehr 2004 unterscheiden:

Maßnahmen für den Verkehr:
Tempolimits

werden auch in den durch 
den Verkehr beson ders be lasteten 
Gebieten zusätzliche Maßnahmen greifen müs sen:
z. B. bei Überschreitung des Grenzwertes von 50 µg/m³ 
an mehr als 5 Tagen könnten Fahrbeschränkungen für diesel-
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2. Immissionsschutz- 
    gesetz-Luft

2. Immissionsschutz-
gesetz-Luft

 
• Maßnahmen für Anlagen: 

Es sollen Maschinen, Geräte und sonstige mo bile techni sche Ein-
richtungen, die Luftschadstoffe emittieren und mit Die selmotoren 
betrieben werden, ab einer gewissen Größe nur mehr eingesetzt 
werden dürfen, wenn diese mit Partikelfi ltersystemen ausgestattet 
sind (betrifft insbesondere Baumaschi nen, siehe Kurzinfo rechts).

• Maßnahmen bei Verbrennen im Freien:
Ausnahmen vom Verbot des Verbrennens biogener Materialien 
könnten eingeschränkt oder aufgehoben werden (z. B. Osterfeuer, 
Sonnwendfeuer).

KURZINFO!
Baustellenleitfaden 

Maßnahmen zur 
Verringerung der 

Staubemissionen auf 
Baustellen

Dieser Leitfaden 
enthält u.a. Vorgaben 

für den Einsatz von 
Baumaschinen.

Erhältlich als Down-
load im Internet unter:
www.feinstaub.steiermark.at

Dieser Leitfaden 

BaustellenBaustellenBaustellen

Bei der Erlassung dieser Verordnung sind die Grundsätze des IG-L 
zu berück sichtigen:
• Kosteneffi zienz der Maßnahmen 
• Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen
• Eingriffe in bestehende Rechte nur im unbedingt erforderlichen 

Ausmaß
• Berücksichtigung der Höhe und Dauer der Immissionen
• Bedachtnahme auf eingeleitete Verfahren und angeordnete 

Sanierungsmaß nahmen
• Bedachtnahme auf Art. 15a B-VG Vereinbarungen betreffend 

Heizungsanla gen
• Berücksichtigung öffentlicher Interessen

Das Immissionsschutzgesetz-Luft (IG-L) sieht grundsätzlich folgende 
Maßnahmen und Instru mente vor:
• Maßnahmen für Anlagen (auch IPPC-Anlagen) 
• Maßnahmen für den Verkehr (zeitliche und räumliche Beschrän-

kungen des Ver kehrs, Ge schwindigkeitsbeschränkungen, Fahrver-
bote gemäß § 16 Abs. 1 Z. 4)

• Maßnahmen für Stoffe, Zubereitungen und Produkte

Mit den Instrumenten des IG-L können daher beispielsweise folgen-
de feinstaub relevante Bereiche nicht in Angriff genommen werden:
• Private Heizungsanlagen
• Bau- und raumordnungsrechtliche Vorgaben
• Winterdienst (Straßenreinigung, Streusplitt)
• Landwirtschaft
• Steuerrechtliche Vorgaben
• Festlegung von verbindlichen Abgasnormen für KFZ

X

!
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KURZINFO!
Maßnahmenpaket 
Das „Programm zur 
Feinstaubreduktion 

in der Steiermark“ 
umfasst 62 

Maßnahmen.
Erhältlich als Down-

load im Internet unter:
www.feinstaub.steiermark.at

...welches alle Ver-
ursachergruppen 
berücksichtigt.

3. Feinstaubprogramm des    
    Landes Steiermark

3. Feinstaubprogramm 
des Landes Steiermark

Da es – wie bereits mehrmals betont - keinen einheitlichen Luftrein-
haltetatbestand in der Ös terreichischen Bundesverfassung gibt und 
daher mit den Instrumenten des Immissions schutz gesetzes-Luft 
allein nicht das Auslangen gefunden werden kann, um eine nach-
haltige Verbes serung der Luftgüte, insbesondere im Hinblick auf die 
Feinstaubbelastung, zu be werkstelligen, hat das Land Steiermark 
bereits im Jahr 2003 eine abteilungsübergreifende Projektgruppe 
eingesetzt, mit dem Auf trag, ein „Programm zur Feinstaubreduktion 
in der Steiermark“ zu erarbeiten. 

Dieses Steirische Feinstaubprogramm wurde am 11. Oktober 2004 
einstimmig von der Stei ermärkischen Landesregierung angenom-
men und zum integrierten Teil ihres Regierungspro gramms erklärt. 

Das Steirische Feinstaubprogramm umfasst insgesamt 62 Maßnah-
men aus den Bereichen Verkehr, Industrie und Gewerbe, diffuse 
Emissionen, Landwirtschaft sowie Hausbrand (ein schließlich Raum-
wärme und Warmwasser). Dieses Feinstaubprogramm beschreibt 
Maß nahmen, unabhängig davon, ob für die kon krete Umsetzung der 
Bund, das Land oder die Gemeinden oder sonstige Stellen zuständig 
sind.

Auf Grund des Regierungssitzungsbeschlusses vom 11. Oktober 
2004 ist dieses Steirische Feinstaubprogramm jedenfalls alle 2 Jahre 
zu evaluieren. Der erste Evaluierungsbericht wird daher im Oktober 
2006 der Steiermärkischen Landesre gierung 
sowie dem Steiermärki schen 
Landtag vorgelegt 
werden.

Der 62-seitige Endbericht der „Projektgruppe 
Feinstaub“ beinhaltet das „Programm zur Feinstaub-
reduktion in der Steiermark“, welches zum integrierten 
Teil des Regierungsprogramms erklärt wurde.

Im Jahr 2004 wurde in 
der Steiermärkischen 
Landesregierung das 
Feinstaubprogramm 
angenommen...

2006 der Steiermärkischen Landesre gierung 
sowie dem Steiermärki schen 
Landtag vorgelegt 

Der 62-seitige Endbericht der „Projektgruppe 
Feinstaub“ beinhaltet das „Programm zur Feinstaub-
reduktion in der Steiermark“, welches zum integrierten 
Teil des Regierungsprogramms erklärt wurde.

2006 der Steiermärkischen Landesre gierung 2006 der Steiermärkischen Landesre gierung 
sowie dem Steiermärki schen 
Landtag vorgelegt 

Der 62-seitige Endbericht der „Projektgruppe 
Feinstaub“ beinhaltet das „Programm zur Feinstaub-
reduktion in der Steiermark“, welches zum integrierten 
Teil des Regierungsprogramms erklärt wurde.
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